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Einleitung 

Aufgabenstellung dieser Arbeit 
im Rahmen der verfassungsrechtlichen Diskussion 

über die Änderungen des Grundgesetzes 

1. Die beantragten und verabschiedeten Grundgesetzänderungen 
in der verfassungsrechtlichen Literatur 

Zwischen 1949 und 1980 lagen im Bundestag und im Bundesrat 116 
Gesetzesentwürfe vor, das Grundgesetz für die Bundesrepublik 
Deutschland zu ändern. 34 Änderungsgesetze wurden vom Parlament 
beschlossen. Damit wurde das Grundgesetz in nicht geringem Maße der 
Forderung nach Änderungen ausgesetzt und auch in nicht geringem 
Umfange im Text geändert. 

Die beantragten und verabschiedeten Grundgesetzänderungen wer-
den in der verfassungsrechtlichen  Literatur in vielfältiger Weise re-
flektiert.  Neben zahlreichen Veröffentlichungen,  in denen einzelne Ver-
fassungsänderungen Gegenstand der Erörterung waren,1 w i rd dabei 
immer wieder auch der Gesamteindruck des Änderungsgeschehens be-
handelt. Aufgabe und Bedeutung der Verfassungsänderung  werden 
dabei in sehr unterschiedlicher Weise beurteilt: 

Von Loewenstein w i rd die Verfassungsänderung  als bloßes Mit te l 
des Gesetzgebers beschrieben, die Funktionsfähigkeit der Verfassung 
angesichts veränderter politischer, wirtschaftlicher  oder sozialer Ver-
hältnisse „ im Interesse des reibungslosen Ablaufs des politischen Pro-
zesses" zu gewährleisten. Die Summe der einzelnen Änderungen wi rd 
dadurch zum Beleg der Anpassungsfähigkeit der Verfassung. 2 

Für Forsthoff  ist eine Verfassungsänderung  „nicht nur keine Schande 
und kein Schuldeingeständnis, sondern ein notwendiges Mit te l zur 
Erhaltung der Integrität nicht nur der Verfassung, sondern auch des 
Verfassungsbewußtseins." 3 

1 Zu denken ist dabei etwa an die nicht übersehbare L i teratur zu den 
umfangreichsten Verfassungsänderungen,  nämlich zur Einführung der Wehr-
verfassung, der Notstandsverfassung und der Finanzreform,  aber auch zu 
verfassungsrechtlichen  Fragen wie der Problematik „verfassungswidrigen 
Verfassungsrechts",  der „Er fü l lung von Verfassungsaufträgen"  oder der „Ver-
fassungsdurchbrechung"  . 

2 Loewenstein (1961), S. 21; ähnlich Stern, ZRP 1977,13. 
8 Forsthoff,  DÖV 1956, 513, 516. 

1 Schaub 



2 Einlei tung 

Zur Gesamtzahl der Änderungen des Grundgesetzes urtei l t Weber, 
sie hätten im Ergebnis „der grundgesetzlichen Ordnung . . . neue Stüt-
zen eingezogen" und „die Verläßlichkeit des Grundgesetzes nicht ge-
schmälert."4 

Auch die Zusammenfassung zahlreicher Änderungen in einer Ver-
fassungsreform  soll nach Stern der Anpassung der Verfassung und der 
„Beseitigung verfassungsrechtlicher  Schwachstellen" dienen.5 

Nicht als Stärkung sondern als Schwächung der Verfassung und 
ihrer Normativität begreift  Hesse die Praxis häufiger Verfassungs-
änderung: „Jede Verfassungsänderung  bringt zum Ausdruck, daß wi rk -
lich oder vermeintlich zwingende tatsächliche Erfordernisse  höher be-
wertet werden als die geltende normative Regelung Häufen sich 
derartige Änderungen in kurzer Zeit, so sind eine Erschütterung des 
Vertrauens auf die Unverbrüchlichkeit der Verfassung und eine Schwä-
chung ihrer normativen Kraft  die unausbleibliche Folge.6 

Der Wunsch, die Verfassung unbedingt der Wirkl ichkeit, d.h. tat-
sächlichen Erfordernissen,  anzupassen, w i rd auch von Dürig zur Erklä-
rung der „Hekt ik der bisherigen 31 GG-Änderungen" herangezogen.7 

Für Seifert  und andere Autoren ist diese Form der Anpassung des 
Grundgesetzes Ergebnis einer Polit ik, der es gelang, „verfassungs-
widrige Verfassungstatsachen" zu schaffen,  „denen der Text der Ver-
fassung . . . dann weichen mußte. Das, was beschönigend Anpassung 
des Grundgesetzes an die Verfassungswirklichkeit  genannt worden ist, 
war dann in Wahrheit nichts anderes als eine Legalisierung des Ver-
fassungswidrigen". 8 Die Änderungen seien dabei in einer Weise er-
folgt, „die nur vergleichbar ist mit der Behandlung, die ein Monopol-
unternehmen seinen Allgemeinen Geschäftsbedingungen angedeihen 

4 Weber (1975), S. 16; ähnlich ders. (1970), S. 351 f. 
5 Stern, ZRP 1977, 13. 
6 Hesse (1959); ähnlich ders. (1973), S. 125; Peters S. 145; Kägi, S. 39 ff. 
7 Dürig, M D H Ar t . 3 I, Rdn. 7, FN 3; i n gleichem Sinne polemisch Hennis, 

S. 5 ff.,  10, 34 f. Historisch und rechtsvergleichend führt  Eberhard Menzel, 
S. 155 ff.,  diesbezüglich jedoch den Nachweis, daß verschiedene Verfassungen 
eine solche Anpassung an die Verfassungswirklichkeit  sogar selbst vorsehen 
und den verfassungsändernden Gesetzgeber i n bestimmten Zeitabständen 
deshalb zusammentreten lassen. 

8 Seifert  (1977), S. 17; ähnlich ders. (1967), S. 158 ff.;  entsprechend w i r d auch 
der Gedanke an eine Verfassungsrevision  zur „Drohung mi t dem Verfas-
sungsbruch", ders., K r i t . Justiz 2 (1969), 169. Vergleichbare Beurtei lungen f in-
den sich bei Abendroth (1976), S. 44, 47 ff.;  Ridder (1969), S. 558: „Grund-
gesetzrevisionismus"; Mertens, S. 32 f.; Stuby (1974), S. 22; Römer, S. 22 ff.; 
ganz allgemein auch: Schäfer / Nedelmann und M a y e r / S t u b y , passim; nicht 
unähnlich Lindemann, S. 41 ff. T S. 113 ff.;  Kno l l (1965), S. 613 ff.;  Herbert K r ü -
ger (1961), S. 74 f. 
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lassen kann. Laufend wurde das Grundgesetz den Erfordernissen  der 
politischen Marktlage angepaßt " 9 

2. Verfassungsidentität und -wandel 
in der verfassungsrechtlichen Literatur 

In jüngerer Zeit gaben der 20., 25. und 30. Jahrestag des Inkrafttre-
tens des Grundgesetzes Anlaß, die Frage nach der Bewährung und nach 
der Identität des Grundgesetzes angesichts so vieler Jahre und Ände-
rungen zu stellen.10 Die Verfasser  dieser Abhandlungen entwerfen 
dabei in der Regel ein Gesamtbild des Änderungsgeschehens und der 
geänderten Verfassung. In nur sehr geringem Maße werden in diesen 
Abhandlungen die 116 beantragten und die 34 verabschiedeten Gesetze 
zur Änderung des Grundgesetzes im einzelnen zum Beleg der jeweil i-
gen Ausführungen herangezogen. Die relativ hohe Zahl der Änderungs-
gesetze w i rd ganz in der Regel nur als Summe genannt; daneben wer-
den nur die drei, vier bekanntesten und umfangreichsten Änderungs-
gesetze erwähnt und dies nur so, daß ihre Thematik stichwortartig als 
„Wehrverfassung",  „Notstandsverfassung", „Finanzreform"  benannt 
wi rd. 1 1 

Außer acht bleiben durchgängig diejenigen Gesetzesvorlagen zur 
Änderung des Grundgesetzes, die nicht in einem Änderungsgesetz auf-
gegangen sind. Gerade die große Zahl der nicht erfolgreichen  Gesetzes-
vorlagen zur Änderung des Grundgesetzes aber ist unter den Gesichts-
punkten des Wandels und der Identität des Grundgesetzes nicht weni-
ger aufschlußreich und von Gewicht als die erfolgreichen  Verfassungs-
änderungen. 

Auch die jeweilige Gesetzgebungsgeschichte der erfolgreichen  und 
erfolglosen Änderungen ist bisher kaum analysiert worden.12 Der w i rk -

9 Seifert  (1969), S. 132. 
1 0 Kiesinger, S. 581 f.; Benda, S. 569; Scheuner, JJ 10, 1; ders., AöR 95 (1970), 

353; v. Mangoldt, Der Staat 8 (1969), 409; Walter Strauß, DÖV 1969, 297; ders. 
(1971), S. 9; Weber, DVB1. 1969, 413; Seifert  (1969), S. 97 ff.,  114 ff.;  Sterzel, 
K r i t . Justiz 2 (1969), 244; Ipsen, DÖV 1974, 289; Dichgans (1974), S. 52 f.; Frey, 
DVB1. 1979, 394; Hartkopf,  DÖV 1979, 349; Leisner, BayVBl. 1979, 518; Maunz, 
BayVBl. 1979, 513; Rommel, DÖV 1979, 362; Schnoor, DÖV 1979, 355; Vor län-
der, 365; zuletzt noch Bryde, passim. 

1 1 So knapp zum Beispiel: Ipsen, DÖV 1974, 289, 291; Scheuner, AöR 95, 353, 
365; Peters, S. 145 f.; etwas ausführlicher  Steinberg, JZ 1980, 385, 389 f.; Sei-
fert  (1977), S. 30 ff.;  Vorländer, JuS 1979, 313, 314; Weber, DVB1. 1969, 413, 
414 f. 

1 2 Eine chronologische Darstel lung der Gesetzgebungsgeschichte der be-
antragten und beschlossenen Gesetzentwürfe zur Änderung des Grundgeset-
zes findet sich jedoch bei Trost (1963), eine knappere Übersicht über die 
ersten 14 Änderungsgesetze bei Beger, Die politische Meinung 1966, Heft 118, 
S. 43 ff.;  die Gesetzgebungsgeschichte der erfolgten Änderungen w i r d jedoch 
i m Bonner Kommentar — allerdings noch unvollständig — bei den einzelnen 
geänderten Ar t i ke ln ausführlich referiert. 

1* 


